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Kurzbeschreibung: Grundlagen von CO2-Budgets  

Für die Klimawissenschaft sind CO₂-Budgets eine wesentlich Berechnungsgrundlage und ein 

aussagekräftiges Instrument, um die Klimakrise zu verdeutlichen. Dieses Hintergrundpapier 

stellt eine generelle Einführung zum klimawissenschaftlichen Konzept der CO2-Budgets und der 

notwendigen Annahmen und Entscheidungen zur Berechnung von CO2-Budgets dar. Diskutiert 

werden auch Gerechtigkeitsaspekte einer fairen Verteilung des globalen CO2-Restbudgets auf 

Nationalstaaten angesichts der Dringlichkeit der Klimakrise sowie die Bedeutung des CO2-

Budget-Ansatzes für die deutsche Klimapolitik.  

Abstract: Foundations of carbon budgets  

For climate science, carbon budgets are an essential basis for calculation and a powerful tool to 

illustrate the climate crisis. This background paper provides a general introduction to the cli-

mate science concept of carbon budgets and the necessary assumptions and decisions for calcu-

lating them. It also discusses the equity aspects of fairly distributing the global residual carbon 

budget among nation states in view of the urgency of the climate crisis and the significance of 

the carbon budget approach for German climate policy.  
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1 Einleitung 
Das Konzept der CO₂-Budgets ist zentral in der Klimawissenschaft und erhält auch im Kontext 

deutscher Klimapolitik immer wieder Aufmerksamkeit. So bezog sich der Beschluss des Bundes-

verfassungsgerichts (BVerfG) zum Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) auf CO₂-Budgets, die der 

Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU 2020) errechnet hatte. Gemeinhin beschreiben 

CO₂-Budgets, wieviel CO₂ global noch ausgestoßen werden darf, um eine bestimmte Tempera-

turerhöhung nicht zu überschreiten, z. B. das Ziel der Begrenzung des globalen Temperaturan-

stiegs auf deutlich unter 2 Grad bzw. 1,5 Grad aus dem Übereinkommen von Paris (ÜvP). Die da-

hinterstehende Aussage ist klar und verschafft der Dringlichkeit des Klimaschutzes Ausdruck: 

Zu einem gewissen Zeitpunkt müssen die weltweiten CO₂-Emissionen netto-Null erreichen, um 

die Erderwärmung zu begrenzen, und mit jeder ausgestoßenen Tonne CO₂ rückt dieser Moment 

näher. Fest steht, dass jede weitere emittierte Tonne CO₂ den Treibhauseffekt für tausende von 

Jahren verstärkt. Bisher ungenutzte fossile Ressourcen müssen deswegen unbedingt weiterhin 

ungenutzt bleiben. 

Das Konzept der CO₂-Budgets - ebenso wie jedes Konzept in der Klimapolitik - bedarf zahlrei-

cher methodischer, modelltechnischer und politisch-gesellschaftlicher Annahmen und Entschei-

dungen, um anwendbar zu werden. Die sich dabei stellenden Fragen sind abhängig vom Kontext 

und der politischen Ebene (lokal bis global). Eine wesentliche, ungelöste Schwierigkeit des 

Budgetansatzes auf internationaler Ebene liegt in der seit mindestens 30 Jahren diskutierten 

Frage, wie eine Nutzungsverteilung der globalen, atmosphärischen CO₂-Belastbarkeit historisch 

gerecht zwischen Nationalstaaten ausgestaltet werden kann. 
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2 Vom Grundgedanken zu den CO₂-Budgets 

2.1 Das Grundkonzept hinter den globalen CO₂-Budgets 

Das Konzept der CO₂-Budgets1 fußt auf dem nahezu proportionalen Verhältnis zwischen CO₂-

induzierter Erderwärmung und den kumulativen CO₂-Emissionen in der Atmosphäre (Matthews 

et al. 2020, S. 771). Dieser physikalische Zusammenhang erlaubt es, Aussagen darüber zu tref-

fen, wieviel CO₂ abseits des natürlichen CO₂-Kreislaufs noch ausgestoßen werden darf bis eine 

gewisse Temperaturobergrenze mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit überschritten wird. 

Die Direktheit des Zusammenhangs verschafft Klarheit darüber, wie dringlich ambitionierter 

Klimaschutz ist. 

Abbildung 1 visualisiert dieses nahezu lineare Verhältnis. Die beobachtete Erderwärmung steigt 

proportional mit den bereits in der Atmosphäre akkumulierten CO₂-Emissionen. In den Szena-

rien für zukünftige Entwicklungen wird je nach kumulierten CO₂-Emissionen eine höhere oder 

niedrigere Erderwärmung bis z. B. 2050 erreicht. 

Abbildung 1: Nahezu lineares Verhältnis zwischen kumulativen CO₂-Emissionen und dem Anstieg 
der globalen Überflächentemperatur (entnommen aus IPCC 2021a SPM.10) 

Quelle: IPCC 2021a, Abbildung SPM.10 

 

1 Der englische Begriff ‚carbon budget‘ lautet direkt übersetzt „Kohlenstoffbudget“. Der IPCC verwendet diesen Begriff, da die Einhei-
ten an verbleibenden t CO₂ bis zur Überschreitung eines bestimmten Temperaturanstieges mithilfe von Szenarien, die auch Nicht-
CO₂-Effekte umfassen, berechnet werden. In diesem Papier wird jedoch der Begriff „CO₂-Budget“ genutzt, um kenntlich zu machen, 
dass das angegebene Budget nur CO₂-Emissionen beinhaltet. 
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Wichtig ist, dass jede Aussage, die anhand dieses grundlegenden Konzeptes getroffen wird, be-

reits Annahmen beinhaltet, die über den reinen physikalischen Zusammenhang hinausgehen. Sie 

sind sowohl von naturwissenschaftlichen Entscheidungen, als auch gesellschaftspolitischen und 

sozialwissenschaftlichen Entscheidungen (z. B. Wahl des Global Warming Potentials (GWP), 

Temperaturobergrenze, Eintrittswahrscheinlichkeit, hinterlegte Emissionsszenarien für Nicht-

CO₂-Emissionen) abhängig. Diese Weichenstellungen können gut begründet und nachvollziehbar 

sein, sodass keine beliebigen CO₂-Budgets entstehen. Stattdessen eröffnen sie eine gewisse 

Spannbreite an plausiblen CO₂-Budgets für den jeweiligen Kontext. 

Für die Klimawissenschaft, insbesondere die Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) 

Berichte, sind die daraus berechneten CO₂-Restbudgets eine wesentlich Berechnungsgrundlage 

und ein aussagekräftiges Instrument, um die Klimakrise zu verdeutlichen. 

Definitionen: Gesamtes CO₂-Budget und CO₂-Restbudget 

Das „gesamte CO₂-Budget“ ist die Menge an anthropogenen CO₂-Emissionen, die insgesamt seit 

Beginn der Industrialisierung (ab 1850) ausgestoßen werden können, bis ein bestimmter Tempera-

turanstieg, z. B. 1,5 °C, mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit erreicht ist. Zieht man hiervon die 

historischen CO₂-Emissionen bis zum aktuellen Zeitpunkt ab, erhält man die Menge, die als „CO₂-

Restbudget“ vom gesamten CO₂-Budget noch zur Verfügung steht. Insbesondere auf nationaler 

Ebene wird häufig vom „CO₂-Budget“ gesprochen, obwohl das „CO₂-Restbudget“ gemeint ist. 

Im Sechsten Sachstandsbericht (AR 6) des IPCC liegen globale CO₂-Budgets vor. Mittlerweile 

sind die CO₂-Restbudgets relativ gering verglichen mit den globalen Emissionen. Zudem steigt 

der CO₂-Ausstoß weltweit weiterhin - wenn auch verlangsamt. Aus diesen Gründen fallen die 

Aktualisierungen dieser absoluten CO₂-Budgets deutlich geringer aus, wenn die Jahre 2020, 

2021 und 2022 integriert werden. So beträgt das 1,5 °C-CO₂-Restbudget ab 2023 nur noch 

250 GtCO₂ (50 %), was eine Halbierung der CO₂-Restbudgets ab 2020 gleichkommt. Das 2 °C-

CO₂-Restbudget (50 %) beträgt 1.150 GtCO₂ (Forster et al. 2023). 

Tabelle 1: Globale CO₂-Restbudgets ab 2020 (IPCC 2021a, Forster et al. 2023) 

 Wahrscheinlichkeit 67 % Wahrscheinlichkeit 50 % 

 1,5 °C 1,7 °C 2 °C 1,5 °C 1,7 °C 2 °C 

AR6 CO₂-Budget ab 
01.01.2020 

400 GtCO₂ 700 GtCO₂ 1.150 GtCO₂ 500 GtCO₂ 850 GtCO₂ 1.350 GtCO₂ 

Forster et al. 2023 ab 
2023 

150 GtCO₂ 500 GtCO₂ 950 GtCO₂ 250 GtCO₂ 600 GtCO₂ 1.150 GtCO₂ 

Quelle: IPCC 2021a, Tabelle SPM.2; Forster et al. 2023 

Unsicherheiten treten aus verschiedenen Gründen auf: Historische Temperaturunsicherheiten 

(resultierende Schwankung der Budgets ca. ±500 GtCO₂) sowie Nicht-CO₂-Antrieb und -Reaktio-

nen (ca. ±20 GtCO₂) werden teilweise durch die in der Tabelle 1 angegebenen Unsicherheiten 

adressiert. Unsicherheiten über derzeitige Emissionen seit 2015 (ca. ±20 GtCO₂ im Budget) und 

Reaktionen des Klimas nach Netto-Null-CO₂-Emissionen (ca. ±420 GtCO₂) stehen separat und 

stellen potentielle Schwankungen dar. Weitere Schwankungen von ±220 GtCO₂ resultieren aus 

Unsicherheiten bezüglich der Entwicklung zukünftiger Nicht-CO₂-Emissionen. Diese Unsicher-

heitsfaktoren können jeweils sowohl zu einer Vergrößerung, als auch zu einer Verkleinerung der 

realen CO₂-Budgets führen. 
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Angesichts der im Jahr 2023 erreichten globalen Durchschnittstemperatur und den zu erwarten-

den Temperaturen in 2024 ist es möglich, dass das Restbudget für 1,5 °C bereits deutlich kleiner 

ist als die oben genannten 250 GtCO₂, und damit auch das Restbudget für 2 °C am unteren Rand 

der o. g. Spanne zu verorten ist. 

Auch wenn sich immer noch deutliche Unsicherheiten ergeben, ist die Berücksichtigung dieser 

CO₂-Budgets für den internationalen Klimaschutz notwendig und gut begründet. Andere Heran-

gehensweisen an globale und nationale Emissionsziele (z. B. Netto-Null-Jahreszahlen) können 

niemals genauer sein, da sie direkt oder indirekt immer auf diesen Budgetberechnungen beru-

hen. 

2.2 Ineinandergreifen zweier Konzepte: CO₂-Budgets als Messlatte für Min-
derungspfade 

Auf einer rein konzeptionellen Ebene stellt sich das Verhältnis zwischen CO₂-Budgets und Min-

derungspfaden vermeintlich simpel dar: Während ein CO₂-Budget das Ziel festlegt, können Min-

derungspfade aufzeigen, in welcher Weise das Ziel erreicht werden kann, sprich, wie das Budget 

über die Zeitachse hinweg aufgeteilt wird. Ein CO₂-Budget macht die Menge von CO₂-Emissionen 

für eine Temperaturobergrenze mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit quantifizierbar und 

Minderungspfade geben an, auf welchen verschiedenen Wegen diese Menge realistischerweise 

über einen Zeitraum erreicht werden kann. Diese Minderungspfade können eine unterschiedli-

che Minderungsdynamik aufweisen, z. B. anfangs starke und später moderate Minderungen, o-

der anfangs moderate, später dafür sehr starke Minderungen (IPCC 2021b, Abbildung 1). Die 

THG-Minderungspfade, wie sie auch im KSG mit den Jahresemissionsmengen und den prozentu-

alen Minderungszielen für Deutschland verankert sind, enthalten also einen anderen „Informati-

onsgehalt“, der für die konkrete Klimapolitik auch dann unabdingbar ist, wenn ein nationales 

CO₂-Budget festgelegt wird. Minderungspfade, die auf andere Weise als mithilfe eines CO₂-Bud-

gets konzipiert wurden, können verschiedene oder zufällig dasselbe CO₂-Budget implizieren. Da-

mit bauen beide Konzepte aufeinander auf und leisten ergänzende Beiträge für aussagekräftige 

Klimaschutzziele.2 Auf der Ebene der Budget-Berechnung verläuft die Abhängigkeit der Kon-

zepte auch in die andere Richtung: zur Berechnung der globalen CO₂-Budgets werden Nicht-CO₂-

Emissionsszenarien zu Hilfe genommen (Kapitel 2.3). Dadurch basieren die Budgets zu einem 

gewissen Teil auf angenommenen Nicht-CO₂-Minderungspfaden.  

Eine Übersetzung des grundlegenden Konzepts braucht es auch, um CO₂-Budgets von der globa-

len Ebene auf die Nationalstaaten herunterzubrechen. Ein nationales CO₂-Budget ist eine not-

wendige Grundlage für ÜvP-kompatible, nationale Minderungspfade, unter Berücksichtigung der 

oben genannten Kritikpunkte. Ein bestimmtes und quantitativ fixiertes, nationales CO₂-Budget 

lässt sich aber nicht ohne Wertungen aus einem globalen CO₂-Budget ableiten (siehe Kapitel 2.4 

und Kapitel 3) und damit auch die nationalen Minderungspfade nicht. 

Auch ist zu beachten, dass nationale Minderungspfade häufig alle THG enthalten, während die 

CO₂-Budgets nur für CO₂-Emissionen gelten (siehe Kapitel 2.3). In diesem Fall können nationale 

Szenarien zur Entwicklung von Nicht-CO₂-Emissionen ergänzend hinzugezogen werden. Diese 

sind nicht identisch mit den Emissionsszenarien auf globaler Ebene.  

 

2 So stellt es auch das BVerfG in seinem Beschluss vom Juni 2021 fest (BVerfG, Beschl. v. 24.03.2021 – 1 BvR 2656/18 -. Rn. 217): 
„Denn Treibhausgasminderungsziele ersetzen diese Herangehensweise [des CO₂-Budgets] nicht, sondern setzen sie voraus.“ 
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2.3 Variable: Nicht-CO₂-Emissionen 

Von CO₂-Budgets allein kann nicht vollumfänglich die Ambition und die Erfolgskontrolle der Kli-

maschutzbemühungen abgeleitet werden, da Nicht-CO₂-Emissionen einen wesentlichen Faktor 

bei der Erderwärmung darstellen, im CO₂-Budget jedoch nicht enthalten sind. Die meisten Nicht-

CO₂-Emissionen weisen aufgrund ihrer kürzeren Verweildauer in der Atmosphäre nicht das-

selbe lineare Verhältnis zwischen Temperaturänderung und kumulierten Emissionen auf wie 

CO₂-Emissionen. In anderen Zusammenhängen können alle THG-Emissionen miteinander ver-

rechnet werden, weil ein bestimmter Zeitraum, z. B. bis zum Ende des Jahrhunderts, untersucht 

wird und die Treibhausgaswirkung eines Moleküls für diese Jahre kalkuliert werden kann. Bei 

dem zeitunabhängigen CO₂-Budget ist dies nicht möglich.  

Allerdings werden CO₂-Budgets anhand von mittleren Emissionsszenarien errechnet, die Effekte 

von Nicht-CO₂-Emissionen beinhalten. Erfolgen ambitioniertere Reduktionen von Nicht-CO₂-

Emissionen, fällt das CO₂-Budget größer aus bzw. bei geringeren Reduktionen kleiner (IPCC 

2021a, Tabelle SPM.2). Hierfür wird anhand von Multi-Gas-Emissionsszenarien der Punkt einer 

Temperaturüberschreitung modelliert und anschließend die CO₂-Emissionen, die bis zu diesem 

Zeitpunkt in den Szenarien anfallen, summiert (Rogelj et al. 2016, S. 248). Damit integriert die 

Berechnung des CO₂-Budgets Annahmen über schwierig vorherzusagende soziopolitische und 

technische Veränderungen aus Emissionsszenarien inklusive Erwartungen über die Entwicklung 

von Negativemissionen.  

 

2.4 Variable: Ansätze zur Verteilung des globalen Budgets auf Staaten 

Das grundlegende Konzept der CO₂-Budgets erlaubt direkte Aussagen nur zur globalen Emissi-

onsmenge in der Atmosphäre. Welchen Anteil eines globalen CO₂-Budgets ein einzelner Staat 

ausstoßen darf, sprich welchen Anteil an der CO₂-Belastbarkeit der Atmosphäre, also der „All-

mende“3 oder dem „global common good“4 beansprucht wird, ist nicht klimawissenschaftlich ab-

leitbar. Für eine solche Verteilung auf Staaten lassen sich sieben Verteilungsansätze unterschei-

den, die teilweise miteinander kombiniert werden (siehe Tabelle 2). Nicht alle Verteilungsan-

sätze sind auf Begründungen gestützt, die einem Gerechtigkeitsprinzip des internationalen Um-

weltrechts folgen (siehe Kapitel 3). Diese Verteilungsansätze teilen Emissionsanteile am CO₂-

Restbudget und damit Verantwortlichkeiten für Emissionsminderungen unterschiedlich zu. Dies 

impliziert, dass generelle Prinzipien von Verantwortlichkeiten für Klimaschutz angewendet wer-

den, selbst wenn das CO₂-Budget explizit nur für einen bestimmten Staat errechnet wird. 

 

 

3 Allmende bedeutet u.a. „Gemeingut“. 

4 Deutsch: globales Gemeingut 
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Tabelle 2: Kategorisierungen von Verteilungsansätzen und ihre Begründungen  

Verteilungs-
ansatz 

Verteilungs-
grundsatz 

Begründung des Verteilungsgrund-
satzes 

Methode zur Zuweisung von Emissionsberechtigungen, 
Reduktionstielen oder CO₂-Budget für Länder oder Regio-
nen 

Gerechtigkeits-
prinzipien 

Gerechtigkeits-
indikator 

Grand- 
fathering 

Souveränität fällt unter die Kategorie „angeeigne-
tes Rechte“, d. h. die Rechte basieren 
auf Gewohnheiten und Gebräuchen 

Emissionspfad: Die Zuteilung von Emissionszertifikaten er-
folgt im Verhältnis zu den aktuellen Emissionsanteilen. 
CO₂-Budget: Zuteilung auf der Grundlage der aktuellen 
Emissionsanteile 

- - 

Unmittelbare 
Pro-Kopf- 
Konvergenz 

Gleichheit basiert auf der geteilten Humanität 
und dem gleichen Wert aller Men-
schen, die den gleichen Anspruch auf 
globale kollektive Güter haben (glei-
che individuelle Rechte am atmosphä-
rischen Raum); d.h. es existiert kein 
(relevantes) Unterscheidungsmerk-
mal, das einigen Menschen mehr/ we-
niger Zugang zu einem unteilbaren/ 
kollektiven Gut verschafft (Pan et al. 
2014). 

Emissionspfad: Die Zuteilung von Emissionszertifikaten er-
folgt unmittelbar im Verhältnis zum Bevölkerungsanteil  
CO₂-Budget: Die Zuteilung basiert vollständig auf den 
durchschnittlichen (prognostizierten) Bevölkerungsanteilen 
im Zeitraum von heute bis zum Jahr 2100 

Gleichheit 
Gemeinsame, 
aber unter-
schiedliche Ver-
antwortung 

Gleichheit 

Pro-Kopf- 
Konvergenz 

Souveränität/ 
Gleichheit 

Kombination aus Grandfathering und 
Unmittelbare-Pro-Kopf-Konvergenz 

Emissionspfad: Die Pro-Kopf-Emissionszertifikate der Län-
der konvergieren bis zu einem Konvergenzdatum linear 
von den derzeitigen Anteilen der Länder hin zu gleichen 
Pro-Kopf-Werten. Danach werden die Zertifikate auf der 
Grundlage gleicher Pro-Kopf-Werte zugeteilt. CO₂-Budget: 
Zuteilung der nationalen Budgets auf der Grundlage der ak-
tuellen Emissionsanteile und des Bevölkerungsanteils (d.h. 
eine Kombination aus Grandfathering und Unmittelbare-
Pro-Kopf-Konvergenz) 

Gleichheit  
Gemeinsame, 
aber unter-
schiedliche  
Verantwortung 

Emission pro 
Kopf 

Gleiche kumu-
lierte Pro-
Kopf- 
Emissionen 

Gleichheit/  
Verantwortung 

Eine große Menge an kumulierten 
Emissionsberechtigungen pro Kopf in 
den Industrieländern hat das globale 
Emissionskontingent 

Emissionspfad: wird nicht dargestellt, da er in der Regel 
aus einem CO₂-Budget berechnet wird 
CO₂-Budget: Zuteilung von nationalen CO₂-Budgets auf der 
Grundlage der kumulativen Pro-Kopf-Emissionen in einem 

Gemeinsame, 
aber unter-
schiedliche Ver-
antwortung  

Emissionen pro 
Kopf 
Verantwortung 
Kumulative THG 
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Verteilungs-
ansatz 

Verteilungs-
grundsatz 

Begründung des Verteilungsgrund-
satzes 

Methode zur Zuweisung von Emissionsberechtigungen, 
Reduktionstielen oder CO₂-Budget für Länder oder Regio-
nen 

Gerechtigkeits-
prinzipien 

Gerechtigkeits-
indikator 

überproportional in Anspruch genom-
men (Pan et al. 2014). 

bestimmten Zeitraum, die für alle Länder gleich sind. Unter 
Einbeziehung historischer kumulativer Emissionen (Verant-
wortung) und basierend auf dem Anteil der Bevölkerung 
(Gleichheit)  

Lastenteilung Leistungsver-
mögen –  
Bedürfnisse 

Basiert auf der Fähigkeit Lasten zu tra-
gen 

Emissionspfad und CO₂-Budget: Die Ziele für die Verringe-
rung der Emissionen oder des CO₂-Budgets gegenüber dem 
Ausgangswert werden auf der Grundlage des jährlichen 
Pro-Kopf-BIP (Emissionspfad) oder des durchschnittlichen 
Pro-Kopf-BIP zugewiesen 

Gemeinsame, 
aber unter-
schiedliche Ver-
antwortung 

Emissionen pro 
Kopf Kumulative 
THG 

Greenhouse 
development 
rights  

Verantwortung/ 
Leistungsver-
mögen -  
Bedürfnisse 

Wahrung des Rechts der Menschen 
ein ‚würdiges Niveau einer nachhalti-
gen, menschlichen Entwicklung‘ zu er-
reichen (Baer et al. 2008). Ansatz ba-
siert auf dem ‚Brazilian Proposal' (UN-
FCCC 1997; den Elzen et al. 2005). 

CO₂-Budget: Berücksichtigt sowohl die Verantwortung als 
auch die Fähigkeit. Die Emissionsreduktionsziele (oder das 
globale CO₂-Budget) werden auf der Grundlage eines Ver-
antwortungs-Kapazitäts-Index (VKI) zugewiesen, der das 
Pro-Kopf-BIP und die Einkommensverteilung berücksich-
tigt. Da Daten für den VKI nur bis 2030 verfügbar sind, wird 
er ab 2030 konstant gehalten, um den durchschnittlichen 
VKI im Zeitraum 2010-2100 zu ermitteln. Emissionspfad: Es 
werden jährliche VKI-Zahlen verwendet, und ab 2030 wird 
eine lineare Konvergenz zu AP*-Ergebnissen angenommen. 

Gemeinsame, 
aber unter-
schiedliche Ver-
antwortung 

Emissionen pro 
Kopf 
Kumulative THG 
Verantwortung 

Kosten- 
Optimum 

Kosteneffektivi-
tät 

Berechtigung nach den geringsten-
Kosten-Optionen aus Grenzvermei-
dungskosten der Emissionen Kurven 

Zuteilung von Emissionszertifikaten auf der Grundlage von 
Minderungspotenzialen. Die Emissionen könnten in jedem 
Land in dem Maße reduziert werden, in dem die Grenzkos-
ten für weitere Reduktionen in allen Ländern gleich sind. 
Die Zuteilung hängt in hohem Maße von den angenomme-
nen Kurven der Grenzvermeidungskosten ab. 

- - 

Quelle: Eigene Darstellung nach Berg et al. 2020. und Rajamani et al. 2021, Umweltbundesamt 
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Besonders Länder des globalen Südens, die häufig geringe historische und/oder geringe aktuelle 

Pro-Kopf-Emissionen aufweisen, befürworten eine nationale Verteilung des globalen CO₂-Rest-

budgets. Beinahe alle Verteilungsansätze würden zu vergleichsweise großen CO₂-Restbudgets 

für Entwicklungsländer führen und entsprechend für viele entwickelte Länder mit hohen Pro-

Kopf-Emissionen besonders schnelle und ambitionierte Anstrengungen zur Emissionsminde-

rung erfordern. Nur zwei der gängigen Ansätze bilden dabei eine Ausnahme: der Kosten-Opti-

mum-Ansatz und der Grandfathering-Ansatz, der sich auf die bisherige Emissionsverteilung be-

zieht (Berg et al. 2020). Im Sinne einer Übernahme historischer Verantwortung sind verstärkte 

Klimaschutzanstrengungen in entwickelten Ländern für den Erfolg der globalen Klimapolitik un-

abdingbar (Kapitel 3). Die internationalen Menschenrechtskonventionen legen aus Sicht des 

UBA nahe, dass hier ein Pro-Kopf-Ansatz als Grundlage gewählt werden sollte (vgl. auch Raja-

mani et al.). So besagt bereits Artikel 1 der Allgemeinen Erklärung der Menschrechte (AEMR) 

von 1948: „Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren […]“ (UN 1948). 

Definitionen: Territorialbasierte CO₂-Budgets und konsumbasierte CO₂-Fußabdrücke 

Das Territorialprinzip erfasst diejenigen Emissionen, die auf dem Territorium eines Nationalstaates 

entstehen. Emissionen werden hier sektorspezifisch erfasst. Das Konsumprinzip teilt Emissionen 

hingegen dorthin zu, wo die Produkte und Dienstleistungen konsumiert werden. Emissionen kön-

nen sektorspezifisch oder auch produktspezifisch angegeben werden (z. B. Nahrungsmittel, Klei-

dung, Elektronik etc.) (UNEP 2020, S. 7). Entwickelte Länder haben in der Regel höhere konsumba-

sierte Emissionen, da sie mehr verbrauchen und an die Produktion höhere Standards anlegen kön-

nen.  

Die Verteilungsansätze in Tabelle 2 implizieren keine Entscheidung hinsichtlich des einen Prinzips. 

Die internationalen Emissionsberichtspflichten bauen jedoch alle auf dem Territorialprinzip auf, 

während konsumbasierte Emissionen aufgrund weit verzweigter Lieferketten und fehlender Be-

richtspflichten bisher nur schwierig messbar sind. Deswegen wird meistens vom Territorialprinzip 

ausgegangen. Allerdings ist dieses unzureichend, um zu verstehen, welche Lieferketten, Transport-

wege und Konsummuster in einer globalisierten Weltwirtschaft zu Emissionen führen und welche 

Politiken wirkungsvoll angesetzt werden könnten (IPCC 2022b, Ch 2.3). Aus der Perspektive der Kli-

magerechtigkeit ist der konsumbasierte Ansatz zudem aussagekräftiger, da er verdeutlicht, wo sich 

die letztendlichen Verbraucher*innen der Emissionen befinden. 

Der „individuelle CO₂-Fußabdruck“ wiederum bezieht sich nicht auf Nationalstaaten, sondern 

stellt die konsumbasierten Emissionen einer Person dar. Er kann als durchschnittlicher Verbrauch 

einer Person abgeleitet aus den nationalen Emissionen und der Bevölkerungszahl ermittelt wer-

den. Oder er wird individuell (zumeist durch Abfrage) anhand typischer Konsum- und Dienstleis-

tungsbereiche ermittelt. Im zweiten Fall lässt sich kein Rückschluss auf die nationale Ebene ziehen. 

Allerdings ermöglicht dieser Ansatz Einblicke in die ungleiche Verteilung von Emissionen innerhalb 

einer Bevölkerung und ermöglichen es Ungleichheiten zu adressieren. Diese „Budgets“ werden 

normalerweise nicht auf das globale CO₂-Budget zurück bezogen. Auch steht er in der Kritik, struk-

turelle Hemmnisse des Klimaschutzes auf das Individuum abzuwälzen. 

2.5 Variablen: Negativemissionen und Overshoot 

Negative Emissionen sind eine weitere Variable, die in die globalen CO₂-Budgets einfließen kön-

nen und dadurch ihre Größe beeinflussen (Rogelj et al. 2016). Insbesondere der Umgang mit Ne-

gativemissionen im Zusammenhang mit nationalen CO₂-Restbudgets ist kritisch zu beleuchten. 

Denn durch eine entsprechende CO₂-Bilanzierung könnten zukünftige negative Emissionen die 

Menge positiver Emissionen, die laut nationalem CO₂-Restbudget vor dem Zeitpunkt von Netto-
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Null ausgestoßen werden dürfen, vergrößern, indem sie miteinander verrechnet werden. Da das 

ÜvP eine Temperaturobergrenze für das Ende des Jahrhunderts definiert, könnte es als Begrün-

dung für diese Art der Bilanzierung angeführt werden. Eine solche Bilanz würde das physikali-

sche Grundkonzept der CO₂-Budgets mit modellabhängigen Annahmen zur Entwicklung unter-

schiedlichster Negativemissionstechnologien und -verfahren verrechnen. Anders als im Fall von 

Nicht-CO₂-Emissionen würde dadurch die Priorität der Emissionsreduktion durch Vermeidung 

und Substitution gefährdet. Außerdem würde damit das Vorsorgeprinzip missachtet, weil u. a. 

die Permanenz von natürlichen Senken – wie auch von geologischen Speichern für technische 

Senken – unsicher ist und ihre kostenaufwändige Nutzung nicht garantiert werden kann. Drit-

tens würde damit ein Temperatur-Overshoot gerechtfertigt, indem zunächst die Temperatur-

obergrenze überschritten würde und danach durch negative Emissionen auf eine gewünschte 

Gradzahl zurück gebracht würde. Eine solche „Umkehr“ auf der Kurve des linearen Verhältnisses 

zwischen Temperatur und kumulierten CO₂-Emissionen in der Atmosphäre stellt nur bei einem 

sehr geringen „Overshoot“ ein robustes Konzept dar (Tokarska et al. 2019). Erhebliche Tempe-

ratur-Overshoots könnten zur Überschreitung irreversibler Kipppunkte im Klimasystem oder 

anderen Systemen führen, deren Wiederherstellung wesentlich höhere Negativemissionen als 

nur die Umkehr des Overshoot benötigen würde. Generell ist zu hinterfragen, inwiefern das line-

are Verhältnis zwischen Temperatur und CO₂-Emissionen auch Klimareaktionen in Szenarien 

mit schnell abnehmenden, Netto-Null- und/oder Netto-Negativ-CO₂-Emissionen abbildet 

(Matthews et al. 2020, S. 8). 

Deswegen besteht größtenteils Konsens darüber, dass der Abrechnungszeitraum nur bis zu dem 

Zeitpunkt reichen sollte, an dem Netto-Null-CO₂-Emissionen erreicht werden (Matthews et al. 

2020, S. 11). Auch die Forderung des SRU (2022), negative Emissionen, die das CO₂-Budget 

künstlich vergrößern würden, nur zur Kompensation von unvermeidbaren THG-Restemissionen 

einzusetzen und nicht darüber hinaus anzurechnen, ist zu unterstützen. Dies wäre mit dem KSG 

kompatibel, in dem die negativen Emissionen des LULUCF-Sektors erst ab 2045 zum Ausgleich 

von erwarteten unvermeidbaren Restemissionen in die THG-Bilanz einbezogen werden und 

diese auf das Jahr der Netto-THG-Neutralität fallen. 
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3 Fairness und Gerechtigkeit bei der Verteilung von CO₂-
Budgets 

Durch die Festlegung auf ein Temperaturobergrenze im ÜvP ist der CO₂-Budget-Ansatz auch für 

Nationalstaaten verstärkt in den Fokus gelangt. Denn das ÜvP erlaubt, ein globales CO₂-Rest-

budget auf Grundlage eines mit der Staatengemeinschaft vereinbarten Korridors an Tempera-

turobergrenzen (Begrenzung der Erderwärmung auf möglichst 1,5 Grad, deutlich unter 2 Grad) 

zu bestimmen. Legt man an dieses einen Verteilungsansatz an (siehe Kapitel 2.4), kann für jedes 

Land ein Anteil am Restbudget bestimmt werden (Chan 2016, S. 294).  

Statt diese Möglichkeit einer top-down Verteilung im Rahmen der 1,5-Grad-Grenze umzusetzen, 

haben sich die Staaten unter dem ÜvP auf den bottom-up Ansatz der „National festgelegten Bei-

träge“ (NDCs) verständigt. Der bottom-up Ansatz gibt keine bestimmte Budgetaufteilung vor, 

sondern verlangt regelmäßige Ambitionssteigerungen im Rahmen der NDCs. Diese verlangen 

eine Begründung, die die Fairness des individuellen Beitrags im Rahmen der gemeinsamen Er-

reichung des 1,5-Grad Ziels unter Berücksichtigung von Gerechtigkeitsaspekten darlegt (UN-

FCCC 2019, Annex I, para. 6). Insofern ist eine Verpflichtung zur Verteilung des globalen CO₂-

Restbudgets auf die nationale Ebene in Form der NDCs implizit in Temperaturobergrenzen ent-

halten (Brown 2018), während die genaue Verteilung Gegenstand des individuellen Begrün-

dungs- und Ambitionssteigerungsprozesses der Staaten ist. Einer Verteilung in Form eines top-

down Ansatzes sind die Mitgliedsstaaten durch dieses Vorgehen bisher ausgewichen. Ein Einhal-

ten eines mit dem ÜvP kompatiblen globalen CO₂-Restbudgets ist derzeit nicht gegeben.5  

In beiden Fällen lässt sich aus ethischer Perspektive diskutieren, welche Verteilungsansätze als 

fair und gerecht begründbar sind. Eine als möglichst fair wahrgenommene Lasten- und Nut-

zenteilung (‚faire share‘)6 (inkl. Minderungs- und Anpassungsmaßnahmen, loss & damage, finan-

zieller Ausgleich, Kapazitätsaufbau etc.) ist ein wichtiger Baustein für den Erfolg der internatio-

nalen Klimapolitik. Der CO₂-Budget-Ansatz lässt diese Verteilungsfragen besonders augen-

scheinlich werden und konkretisiert sie bezüglich der Aufteilung des globalen CO₂-Restbudgets. 

Hier sind Analogien mit der Allmendeproblematik zur Übernutzung von Gemeingütern zu erken-

nen. Denn wenn Ressourcen knapp sind, wie es bei CO₂-Emissionen in Verbindung mit einer 

Temperaturobergrenze der Fall ist, spielt Verteilungsgerechtigkeit automatisch eine Rolle 

(McKinnon 2015). Drei Aspekte sind dabei zu berücksichtigen: 1) Wer oder was ist Subjekt der 

Gerechtigkeit, 2) welche Bürden und Vorteile sollen gerecht verteilt werden und 3) was sind die 

Verteilungsprinzipien (Grasso 2012)? Bezogen auf das CO₂-Restbudget heißt dies, zu diskutie-

ren, welchen Staaten durch die Zuteilung von CO₂-Restbudgets der Nutzen des Ausstoßes zu-

steht und Kosten für die Minderungs- und Anpassungsmaßnahmen aufgrund bestimmter fairer 

und gerechter Prinzipien entstehen. 

Begriffsdefinitionen: Fairness und Gerechtigkeit 

Fairness und Gerechtigkeit (‚equity‘) werden laut IPCC (2022a) als unparteiische und angemessene 

Behandlung ohne Begünstigung oder Diskriminierung bezeichnet, wobei jeder Person gleicher 

Wert und gleiche Möglichkeiten zugesprochen werden. Gleichheit ist ein Prinzip, das jeder Person 

denselben Wert zuspricht inklusive gleicher Möglichkeiten, Rechte und Pflichten, unabhängig von 

Abstammung. Fairness ist dabei die Behandlung als solche, während Gerechtigkeit (‚equity‘) das 

dahinterstehende Prinzip meint. Gerechtigkeit (‚justice‘) als Konzept beschäftigt sich laut UNFCCC 
 

5 Kumuliert ergeben alle NDCs zusammen die noch zu erwartenden globalen CO₂-Emissionen. Nach jetzigem Stand würden diese zu 
einer globalen Erwärmung von ca. 2,6 °C führen und damit die Ziele des ÜvP verfehlen (UNEP 2022). 

6 Der Begriff „faire share“ wird zwar häufig genutzt, jedoch existiert keine einheitliche Definition. Denkbar ist auch ein breiteres Ver-
ständnis, das einen fairen Anteil an Bemühungen zu Minderung des Klimawandels allgemein beschreibt (Rajamani et al. 2021: 984). 
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2022a, 2022b damit sicherzustellen, dass Menschen erhalten, was ihnen zusteht, wobei morali-

sche und legale Prinzipien von Fairness und Gerechtigkeit zur Behandlung von Personen aufgestellt 

werden.  

Gerechtigkeit lässt sich u. a. aufteilen in Verteilungsgerechtigkeit (Wie sollten Güter und Lasten 

verteilt werden?), Gendergerechtigkeit (Wie sollte Gerechtigkeit zwischen Männern und Frauen 

angesichts bestehender Ressourcen, Möglichkeiten und Rechte gestaltet werden?), (inter- und in-

tra-) Generationengerechtigkeit, prozedurale Gerechtigkeit (Wie sollten Prozesse gestaltet sein, 

damit alle Betroffenen sinnvoll daran beteiligt sind?) und Anerkennungsgerechtigkeit (Wie sollten 

Menschenwürde und Differenzen zwischen unterschiedlichen Gruppen anerkannt und berücksich-

tigt werden?) (Klinsky, Winkler 2018, Moosmann et al. 2023). 

Gerechtigkeit (‚equity‘) und Fairness mit Bezug zu Verteilungsfragen -wie in Bezug zum CO₂-Rest-

budget- können sowohl qualitativ, als auch quantitativ beurteilt werden. Qualitative Ansätze be-

schäftigt sich damit, welche moralischen Prinzipien und Perspektiven angemessen für diese Vertei-

lung sind. Quantitativen Bestimmungen setzen dies mit der Berechnung von nationalen „faire 

shares“ des globalen CO₂-Restbudgets um (Chan 2016, Rajamani et al. 2021, S. 985). 

Zur Begründung der Verteilungsansätzen des CO₂-Restbudgets aus Kapitel 2.4 stehen unter-

schiedliche Prinzipien zu Verfügung. Sie werden auch von den Staaten zur Legitimierung ihrer 

NDCs angeführt. Einige dieser Prinzipien stützen sich auf internationales Umweltrecht, z. B. 

nachhaltige Entwicklung, besondere Umstände, gemeinsame aber unterschiedliche Verantwor-

tungen, Gerechtigkeit (‚equity‘) und inter- und intragenerationelle Gerechtigkeit. Verteilungsan-

sätze, die sich auf das Bruttoinlandsprodukt, am wenigsten entwickelte Länder (LDC) oder 

kleine Inselentwicklungsländer (SIDS), Verantwortung, kumulative Emissionen oder Emissionen 

pro Kopf beziehen, werden von einem oder mehreren dieser Prinzipien gestützt (Rajamani et al. 

2021). Dies umfasst die Verteilungsansätze ‚unmittelbare Pro-Kopf-Konvergenz‘, ‚gleiche, kumu-

lierte Pro-Kopf-Emissionen‘, ‚Lastenteilung‘ und ‚Greenhouse Development Rights‘ aus Tabelle 2. 

Sie können prinzipiell als fair definiert werden. Die ‚Pro-Kopf-Konvergenz‘ wird nur teilweise 

von diesen Prinzipien untermauert. 

Bei anderen Prinzipien ist diese Verankerung im internationalen Umweltrecht nicht identifizier-

bar. Dies gilt für Prinzipien, bei denen sich Staaten auf ihren vergleichsweise geringen Anteil an 

den globalen Emissionen, auf kostenoptimale Minderungspfade und auf Aufteilungen entspre-

chend derzeitiger Emissionsniveaus beziehen (Rajamani et al. 2021). Vor diesem Hintergrund 

sind Verteilungsansätze wie ‚Grandfathering‘ und ‚kostenoptimale Ansätze‘ nicht als fair einstuf-

bar (siehe Tabelle 2).  

Verteilungsgerechtigkeit präzisiert also, wie gehandelt werden sollte, und ist damit ein normati-

ves Konzept. Eine gerechte Verteilung des globalen CO₂-Restbudgets ist zunächst losgelöst von 

Fragen der konkreten Umsetzbarkeit und Machbarkeit der zugewiesen Emissionsreduktionen.  

Angesichts der weit fortgeschrittenen Klimakrise, kann die Ausführbarkeit einer gerechten Ver-

teilung jedoch in einem zweiten Schritt nicht ignoriert werden, weil sie teilweise schon heute an 

praktischen Limitationen scheitert. So ist z. B. im Falle des Pro-Kopf-Ansatzes absehbar, dass In-

dustrieländer selbst bei größten Minderungsbemühungen ihre „fairen“ Restbudgets nicht wer-

den einhalten können. Das würde bedeuten, dass Länder des Globalen Südens mehr Minderun-

gen übernehmen müssten als von ihnen gerechter Weise verlangt werden kann, wenn die Tem-

peraturobergrenze erreicht werden soll (Ganti et al. 2023). Die meisten Integrated-Assessment-

Modells (IAM)-Szenarien, die einen globalen 1,5-Grad-Pfad modellieren, beinhalten Annahmen 

über eine globale kostenoptimale Verteilung von Minderungen, sodass einige 1,5-Grad-Pfade die 

noch zur Verfügung stehenden Emissionen auf eine Weise aufteilen, die insbesondere LDCs ohne 
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zusätzliche finanzielle Unterstützung und Kapazitätsaufbau übermäßige Minderungs- und Ver-

meidungslasten zuteilt und damit als nicht fair zu bewerten ist. Kostenoptimale Minderungs-

pfade haben also ihre Berechtigung, um Möglichkeitsräume für das Einhalten der knappen Rest-

budgets aufzuzeigen, nicht aber zur Bestimmung der länderspezifischen Verteilung der globalen 

Restbudgets (Rajamani et al. 2021: 992). Diese Diskrepanz zwischen normativ angezeigter Zu-

weisung und praktisch realisierbarer Verteilung bzw. Nutzung des Restbudgets muss adressiert 

werden. Dies lässt sich auf verschiedene Weisen tun, die hier nicht näher diskutiert werden kön-

nen. Denkbar sind bspw. finanzielle Ausgleichszahlungen für Minderungsanstrengungen oder 

ein globaler Handel mit Emissionsberechtigungen. 

Solange die NDCs zusammengenommen nicht zur Einhaltung der Paris-Ziele führen, ist eine 

„faire“ Lastenverteilung kaum zu erreichen, da z. B. Staaten mit unterschiedlich starker Vulnera-

bilität gegenüber Klimafolgen mit ungleich großem Interesse ambitionierten, globalen Klima-

schutz verfolgen. Die „most vulnerable countries“ besitzen etwa ein besonders hohes Interesse 

an ambitioniertem Klimaschutz. So müssen die Staaten weiter darum streiten, wer welche zu-

sätzlichen Emissions-Reduktionen vornehmen soll. Dies ist eine unweigerliche Folge des bot-

tom-up Ansatzes von Paris („pledge & review“).  

Online CO₂-Budget-Rechner 

Carbon Budget Explorer: https://www.carbonbudgetexplorer.eu/  

Climate Equity Reference Calculator: https://calculator.climateequityreference.org/  

Rating System des Climate Action Tracker: https://climateactiontracker.org/countries/rating-sys-

tem/  

https://www.carbonbudgetexplorer.eu/
https://calculator.climateequityreference.org/
https://climateactiontracker.org/countries/rating-system/
https://climateactiontracker.org/countries/rating-system/
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4 Der CO₂-Budget-Ansatz in der deutschen Klimapolitik 

4.1 Bedeutung und Grenzen von CO₂-Budgets für eine ambitionierte deut-
sche Klimapolitik 

Die Bundesregierung verwendet das Konzept des globalen CO₂-Budgets und dessen Anwendung 

auf der nationalen Ebene nicht. Sie begründet ihr Vorgehen damit, dass es bisher keine rechtli-

che Grundlage gebe, ein CO₂-Budget mit starken Unsicherheiten einhergehe, der IPCC nur glo-

bale Budgets berechne und nationale Budgets nicht konsensfähig seien (BvR 78/20, 1 BvR 

96/20 und 1 BvR 288/20). Das Bundesverfassungsgericht hingegen zieht in seinem Beschluss 

aus dem März 2021 das Budget-Konzept zur Prüfung der Verfassungsmäßigkeit der Reduktions-

ziele des KSG heran. Das Bundesverfassungsgericht stellt hierzu in seinem Beschluss vom 24. 

März 2021 (1 BvR 2656/18) Folgendes fest: Prinzipiell ermöglicht das CO₂-Restbudget, natio-

nale Beiträge auf ihre Plausibilität im Hinblick auf eine Temperaturobergrenze zu überprüfen. 

Die Vorgehensweise des SRU (2020) sei dabei nachvollziehbar und schlüssig. Aufgrund der ver-

bleibenden Unsicherheiten und der zu treffenden Wertungen bei der Festlegung eines nationa-

len Budgets lässt sich aus der Verfassung allerdings kein konkret bezifferbares Budget ableiten. 

Es bleibt Aufgabe des Gesetzgebers, diese Spielräume auszufüllen. Das CO₂-Budget, wie vom SRU 

berechnet, dient mithin als Überprüfungsmaßstab für die Verfassungsmäßigkeit nationaler Re-

duktionsziele, kann das verfassungsrechtlich geforderte Ambitionsniveau aber nicht eins zu eins 

vorgeben. 

Anschließend an diesen Beschluss sind die SRU-Budgets und die Pro-Kopf-Verteilung auf die na-

tionale Ebene der zentrale Bezugspunkt für zahlreiche Akteure. Im Jahr 2022 und zuletzt im Jahr 

2024 aktualisierte der SRU seine CO₂-Restbudgets für Deutschland (SRU 2022, 2024). Tabelle 3 

listet diese und weitere ausgewählte Budgets für Deutschland auf. Während die Budgets, die die 

Emissionen aus den Jahren nach 2022 nicht berücksichtigen, auf relativ ähnliche Ergebnisse 

kommen, weist der SRU in seinen Budgets ab 2024 auch Werte unter Null, also überschrittene 

Budgets, aus. Die klimaschutzpolitischen Forderungen unterscheiden sich bei allen Studien. 

Von dieser Maßgabe, den CO₂-Budgets mit den gesetzlichen Klimazielen Rechnung zu tragen, un-

terscheiden sich Überlegungen, CO₂-Budgets als Monitoring-Instrument zu etablieren.  

Zudem träfe eine jährliche Überprüfung eines solchen CO₂-Restbudgets im Zuge des Klima-

schutz-Monitorings auf bestehende, etablierte Berichterstattungssysteme und methodisch und 

damit auch kommunikative Herausforderungen bei der Berichterstattung. Zum einen kommt es 

in den globalen CO₂-Budgets aufgrund von methodischen Verbesserungen zu Veränderungen, 

die sich in größeren oder kleineren nationalen Budgets niederschlagen. Ähnlich ist es bei den 

nationalen Inventaren. Aufgrund methodischer Verbesserungen oder der Berücksichtigung von 

neuen Emissionsquellen werden die Emissionen in der Zeitreihe bis 1990 in den nationalen In-

ventaren jährlich neu kalkuliert. Dadurch entstehen jährlich Budgetveränderungen, ohne dass 

reale Emissionsminderungen oder -steigerungen stattgefunden hätten (Biewald et al. 2022). 

Zum anderen würde dies ein Parallelsystem eröffnen, das nicht ohne Weiteres kompatibel mit 

dem bestehenden System der sektorspezifischen absoluten Zielen des KSG (Jahresemissions-

mengen) wäre. Im Gegensatz zu den Jahresemissionsmengen würden lediglich CO₂-Emissionen 

erfasst und überwacht. Insbesondere für die Sektoren Landwirtschaft und Abfallwirtschaft wäre 

ein CO₂-Budget wenig aussagekräftig, da zwei Drittel der Nicht-CO₂-Emissionen auf diese Sekto-

ren entfallen. Weiterhin wären fluorierte Gase mit sehr hohem Treibhausgaspotenzial nicht be-

rücksichtigt. 
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Tabelle 3: Übersicht zu ausgewählten CO₂-Budgets für Deutschland  

Studie CO₂-
Budget 
ab 

Tempe-
raturziel 

Wahr-
scheinlich-
keit 

Tempe-
raturziel 

Wahrschein-
lichkeit 

Verteilungsansatz Hauptaussage zum CO₂-Budget 

SRU, 2024 
 

2024 1,5 50 % 1,75 67 % Pro-Kopf-Ansatz (globales Budget ab 
2016 verteilt) 

Notwendigkeit für größtmögliche Klimaschutzan-
strengungen im In- und Ausland, um Wahrschein-
lichkeit zu minimieren, dass die 1,5-Grad-Grenze 
überschritten wird.  1,7 GTCO₂ 0,6 GTCO₂ … basierend auf IPCC AR6 

 0,1 GTCO₂ -0,6 GTCO₂ … basierend auf Forster et al. 

SRU, 2022 2022 1,5 50 % 1,75 67 % Pro-Kopf-Ansatz (globales Budget ab 
2016 verteilt) 

Können zur Identifizierung von Ambitionslücken in 
den Klimazielen genutzt werden; „maximale“ Bud-
gets, die unter Berücksichtigung historischer Emis-
sionen und Entwicklungsrechte geringer wäre und 
deren Überschreitung deswegen nicht gut be-
gründbar ist 

 3,1 GtCO₂ 6,1 GTCO₂ 

Knopf/ Ge-
den, MCC, 
2022 

2022 1,5 50 % 1,75 67 % Pro-Kopf-Ansatz (& kumuliertes Budget 
aus dem KSG, da Budget-Ansatz generell 
kritisch gesehen wird) 

Ziele bestehen im KSG und sind mit einem 1,75-
Grad-Pro-Kopf-Budget vereinbar. Die Zielumset-
zung ist nun maßgeblich. Erklärung der Bundesre-
gierung, wie und nach welchen Gerechtigkeitskrite-
rien Ziele an 1,5-Grad-Obergrenze ausgerichtet 
werden sollen, fehlt bisher. Signifikante Anhebung 
der Ziele entsprechend des knappen 1,5-Grad-CO₂-
Budget ist unrealistisch, sofern nicht Minderungen 
im Ausland finanziert und anrechnet werden. Des-
wegen sind Messbarkeitskriterien dieser Finanzie-
rung im Ausland maßgeblich.  

 3,0 GtCO₂ 6,0 GtCO₂ 

Helmholtz 
Klima-Initia-
tive, 2020 
(Mengis et 
al. 2020) 

2018 (bis 
2100) 

Verfolgt wird ein 1,5-Zielpfad; am Ende des Jahrhun-
derts besteht ein Radiative Forcing Level von 1,9 

Konvergenzansatz: 
- Start 2018 
- 2021-2035 Konvergenz Grandfathering-
Ansatz zu Pro-Kopf-Konvergenz-Ansatz 

CO₂-Budget wird als Grundlage für das Clusterpro-
jekt Net-Zero-2050 errechnet; auf dieser Basis wer-
den integrierte Szenarioanalyse, nationale netto-
Null-Roadmaps und Bewertungen von Negativtech-
nologien vorgenommen 

  
10,0 GtCO₂ 
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Studie CO₂-
Budget 
ab 

Tempe-
raturziel 

Wahr-
scheinlich-
keit 

Tempe-
raturziel 

Wahrschein-
lichkeit 

Verteilungsansatz Hauptaussage zum CO₂-Budget 

 
 

- Ab 2050 Annahme von Netto-Null, da-
mit keine negativen Emissionen das CO₂-
Budget vergrößern 

WWF/ Öko-
Institut, 2022 

2021  1,5 67 % 1,7 67 % Pro-Kopf-Ansatz (globales Budget ab 
2015 verteilt) 

Das beinahe aufgebrauchte Restbudget legt nahe, 
Anforderungen zu diskutieren, welche Investitio-
nen im Ausland getätigt werden müssen, um dort 
einen Beitrag für Deutschland zu leisten. 

 2,6 GtCO₂ (7,3 Jahre) 6,0 GtCO₂ (16,5 Jahre) 

Quelle: Eigene Darstellung, Umweltbundesamt  
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4.2 Welchem CO₂-Budget entspricht das Bundes-Klimaschutzgesetz? 

Eine Vorgehensweise, um zu überprüfen, inwiefern Klimaziele einem CO₂-Restbudget Rechnung 

tragen, ist das Kumulieren von CO₂-Emissionen unterhalb eines Minderungspfades. Dadurch 

kann von einem Minderungspfad ein CO₂-Budget abgeleitet werden.7 Inwiefern dieses Budget 

zum Zeitpunkt der Verabschiedung des Gesetzes mit der 1,5-Grad-Temperaturobergrenze kom-

patibel war, zeigt der Vergleich mit einem herkömmlich von der globalen Ebene abgeleiteten 

CO₂-Budget. Knopf und Geden (2022) wenden dies auf das Ambitionsniveau des KSG an und be-

rechnen ein kumuliertes CO₂-Budget von 6,4 Gt CO₂ (2022-2045). Dafür werden u. a. Annahmen 

darüber getroffen, welchen Anteil CO₂ in Zukunft an den deutschen THG-Emissionen einnehmen 

wird. Demnach entsprechen die deutschen Klimaziele in etwa dem CO₂-Budget des SRU ab 2022 

für 1,75-Grad (67 %), nicht aber einem 1,5-Grad-Restbudget. Historische Emissionen bleiben in 

diesem Ansatz unbeachtet. Dadurch berücksichtigen auch alle Energie- und Klimaschutzszena-

rien, die das Erreichen der KSG-Ziele modellieren, diese Emissionen nicht. Die 1,5-Temperatur-

obergrenze, zu der sich die Bundesregierung im Koalitionsvertrag bekennt, wird damit nicht ein-

gehalten. Mittlerweile sind die globalen CO2-Restbudgets und damit die deutschen Pro-Kopf-

CO2-Restbudgets so gering (SRU 2024, Tabelle 3), dass das kumulierte Budget des KSG sie über-

schreiten würde. 

Wie unterschieden sich die Jahresemissionsgesamtmenge im Bundes-Klimaschutzgesetz von ei-

nem CO₂-Restbudget? 

Die zulässige Jahresemissionsgesamtmenge für die Jahre 2021 bis 2030 wird in der Novelle des 

Bundes-Klimaschutzgesetz 2024 festgelegt. Da sie kumuliert ein bestimmtes Maximum an erlaub-

ten Emissionen für die deutsche Klimapolitik bis 2030 darstellt, könnte sie als ein Teil eines „THG-

Restbudget“ bezeichnet werden. Abgesehen davon, dass das KSG auch nach 2030 den Ausstoß von 

Treibhausgasen erlaubt, unterscheidet sich die Jahresemissionsgesamtmenge wesentlich von den 

hier diskutierten CO₂-(Rest-)Budgets, weil sie 1) keinen quantitativen Bezug zu einem globalen 

CO₂-Budget und bestimmten Temperaturobergrenzen aufweist und 2) alle THG als CO₂-Äquiva-

lente umfasst (siehe Kapitel 2.3). Damit ist auch zu erklären, dass der SRU Deutschland die Über-

schreitung des CO₂-Budgets für 1,5 °C (50 %) im Jahr 2024 attestiert (SRU 2024), während die Pro-

jektionen 2024 das Einhalten der Jahresemissionsgesamtmenge bis 2030 sehen (Purr et al. 2024). 

Im Gegensatz zu einem CO₂-Restbudget beinhalten die Jahresemissionsmengen von vornherein 

eine jährliche Aufteilung der Emissionen und beschreiben dadurch einen Minderungspfad. 

 

7 Diese Kumulation kann immer nur eine Approximation sein, da die Minderungspfade alle THG-Emissionen zusammengefasst als 
CO₂-Äquivalente betrachten, während das CO₂-Budget nur CO₂-Emissionen berücksichtigt. Die Berechnung beinhaltet deswegen 
zwangsläufig Annahmen darüber, wie sich der Anteil der CO₂-Emissionen an den Gesamtemissionen entwickelt. 
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